
•1 Bundesnet~agentur 
l·I 
u'l 

- Beschlusskammer 4 -

Az.. : BK4-21-062 

Beschluss 

In dem VerwaltungsverfC!hren aufgrund des Antrags 

der EnBW Energie Baden-Württemberg AG, Schelmenwasenstraße 1S, 70567 Stuttgart, vertre
. ten durch den Vorstand,· · · · 

Antragstellerin, 

vom 29.06.2021 auf Genehmigung der Freistellung bestehender Pumpspeicherkraftwerke von 
· Netzentgelten nach § 118 Abs. 6 S. 2 EnWG, · · 

( 

run 

·( 	

außer~em verfahrensbeteiligt:· 

TransnetBW GmbH, Osloer Straß·e 15-17, 70173 Stuttgart, vertreten durch die Geschäftsfüh­

Netzbetreiber, 

- gemeinsam im Felgenden als „Beteiligte" bezeichnet 

hat die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 
Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 531.13 Bonn, 

durch 

den Vorsitzenden Alexander Lüdtke-Handjery: 

den Beisitzer Rainer Busch und 

den Beisitzer Roman Sinidrkal 

. . . 

am 10.09.2022 beschlossen: 


. . . =· 


1. 	 Die am 29.06.2021-beantragte Genehmigung einer zwischen den Beteiligten für deri · 
Zeitraum ab erstmaligem .Bezug von Strom nach Ab.schluss der von der Antragstellerin 
zur Erhöhung der Turbinenleistung beabsichtigten Maßnahme am 11./.13.01 .2022 ge­

. troffenen Vereinbarung zur Freistellung von Entgelten für den Netzzugang für die Ma­
schinen 87 und B8 des Pumpspeicherkraftwerks 11PSW Sä~kingen " an der Abnahmestel­
le „38()/220kV Umspannanlage Kühmoos" wird genebmigt. 

­

­
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2. 	 Der Antragstellerin wird aufgegeben, für jedes abgeschlossene Kalenderjahr im Geneh­

 

 

n. 

migungszeitraum der Beschlusskammer jeweils eine Kopie der maßgeblichen Jahres­
endabrechnung zur Verfügung zu stellen. · · 

3. 	 Die Genehmigung gilt vom Zeitpunkt der Inbetriebnahme nach Abschluss der Maßnah
me zur Erhöhung der Turbinenleistung gemäß § ·1~8 Abs. 6 S. 6 EnWG und ist gemäß
§ 118 Abs. 6 S. 2 EnWG auf zehn Jahre befristet. 

4. 	 Der Antragstellerin wird aufgegeben, der Bundesnetzagentur unverzüglich einen Nach
weis über pie erfolgte Inbetriebnahme nach Abschluss der Erweiterungsmaßnahme zu
übermitteln. . 

5. 	 Die Entscheidung steht unter dem Vorbehalt des Widerrufs. 

6 . . Hinsichtlich der Kosten bleibt ei. 	n gesonderter Bescheid gemäß§ 91 EnWG vorbehalte
. 

­

­

Gründe 

1. 

. . 	 . 
Die Antragstellerin begehrt die Freistellung des Pumpspeicherkraftwerks „PSW Säckingen" am. 
Standort „~80/220kV Umspannanlage Kühmoos" von den Entgelten für den Netzzugang in Hin- · 
blick auf Bezug der zu speichernden elektrischen Energiemenge gemäß § 118 Abs. 6 S. 2 
EnWG. . 

Hierfür hat sie am 2ß.06.2021 einen Antrag auf die Gen~hmigung der beabsichtigten Vereinba­
rung zur Freistellung von Entgelten für den Bezug der zu speichernden·Energiemenge gestellt. 
Zum Zeitpunkt der Antragstellung lag ·die Vereinbarung vom 11./13.01.2022\jber die Freistellung 
von den Netzentgelten nicht Vor, wurde jedoch mit dem Schreiben vom 13.01.2022 nachträglich 
eingereicht. 

( Im Einzelnen beantragt die Antragstellerin die Befreiung von den Ne~entgelten gemäß 
. § 118 Abs. 6 S. 2, 5 EnWG für einen Zeitraum von zehn Jahren ab Inbetriebnahme nach Ab­

schluss der Erweiterungsmaßnahme im Sinne von § 118 Abs. 6 S. 6 EnWG. Die Antragstellerin 
.begehrt hierbei bereit~ zum zweiten Male eine Freistellung von den Netzentgelten aufgrund ei­

. ner Erweiterung der Turbinenleistung von mehr als 7,5%. Eine erste Freistellung von den Netz­
entgelten wurde bereits mit Beschluss BK4-14-007 vom 05.06.2015 aufgrund einer' Erhöhung 
der gespeicherten Energiemenge um mindestens 5 Prozent genehmigt. Daher soll die Laufzeit 
·der begehrten zweiten Freistellung .nac.h den Vorstellu.ngen der Antragstellerin möglichst mit 
dem Ablauf der vorgenannten ersten Freistellung .und somit in vier Jahren nach der Antragstel­
lung beginnen. 

Der Antrag richtet sich auf ~reistellung des Strombezugs des Pumpspeicherkraftwerks „PSW 
Säc~ingen , Maschinen 87/88", von den Netzentgelten, dessen Pumpstrombezug und Stromer­
zeugung fest der Antragstellerin zugeordnet ist. 

Der Antrag wurde als Mitteilung Nr. 278 in der A1.,1sg~be 19/2021 des Amtsblattes und auf der 
. Internetseite der Bundesnetzagentur veröffentlicht. 

- Diese Entscheidung enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ­



Die Antragstellerin ist eine von zwei Betreiberinnen des·Pumpspeicherkraftwerks. Ihr obliegen 

· sowohl der Bezug des.Pumpstroms des Pumpspeicherkraftwerks als auch der Abtransport des 

Stromaufkommens aus der Erzeugung. · 

. , 
Das PumpspeicherkraftWerk ist in der Höchstspannungsebene an das Netz des Netzbetreibers 
angeschlossen. . · · · · 

Der Netzbetreiber betreibt ein Elektrizitätsübertragungsnetz mit Sitz in Baden-Württemberg. 

Die für das: Jahr der Inbetriebnahme sowie jeweils die Folgejahre maßgeblichen Hochlastzeit­
fenster werden auf der Internetseite des Netzbetreibers jährlich vor .ßeginn des-betreffenden 
Kalenderjahres veröffentlicht. 

Zur Begründung eines Freistelll:fngsanspruchs trägt die Antragstellerin vor, dass durch die ge­
plante Erweiterungsmaßnahme die elektrische Turbinenleistung dieses Pumpspeicherwerks 
nachweislich um mindestens 7,5 Prozent.nach dem 4. August 2011 erhöht sein würde. Nach . 
Erläuterung der Antragstellerin könnte durch die Investitionen in den Umbau der Maschinen des 
PSW Säckingen, bei dem unter anderem neue Laufräder und Leitapparate eingesetzt werden, 
die Turbinenleistung des Kraftwerks von aktuell 360 MW (Anteil der Antragstellerin -180 MW) 
auf mindestens 387 MW und damit nochmals um mindestens 7,5% erhöht werden. 

•' .
Des Weiteren sei davon a·u~zugehen, dass. auch zukünftig die Jahreshöchstlast innerhalb der 
Hochlastzeitfenster erheblich von der Jahreshöchstlast außerhalb derHochlastzeitfenster ab­

. weichen werde, da der Pumpbetrieb des Kraftwerks· so gesteuert werde„ dass er in lastschwa­
chen Zeiten erfolge. Der im Hinblick auf die atypische Netznutzung identische Tatbestand 9es 
§·11 aAbs.·s S. 4 EnWG sei damit als erfüllt anzusehen. Wie bereits dargelegt, beste.he derzeit 
noch bis zum 28.10.2025 eine entsprechende Netzentgeltbefreiung nach § 118 Abs. 6 EnWG 

-1·4-007-);-welche-ebenfalls-einen-Einsatz·des-PSW-Säckingen-verlarrgtand-derrRe·gelan--_
gen nach § 19 Abs. 2 Satz 1 StroniNEV ent~pricht. Daneben wurde für den Netzknotenpunkt 
Kühmoos zwischen ihr und dem Netzbetreiber in Vergangenheit bereits eine Vereinbarung ü_ber 
ein individuelles Netzentgelt nach·§ 19 Abs. 2 Satz 1 StromNEV getroffen und von der Bundes­
netzagentur mit Schreiben vom 12, 12.2015 unter dem Geschäftszeichen BK4-11-284 einge­

„ . 
Mit Schreiben vom 15.11.2021 wurde der Antragstellerin und dem beteiligten Netzbetr.eiber die· 
beabsichtigte Entscheidung als Beschlussentwurf zur Stellungnahme übersandt. Danach war 
zunächst" vorgesehen, den Antrag aufgrund der bereits einmal erfolgten Freistellung als unqe­
grüntjet abzulehnen. · 

Mit Schreiben vom 12.01.2022 hat die Antragstellerin dann auch inhaltlich zur zunächst beab­
sichtigten Ablehnung des Antrags geäußert. ~usätzlich h~t die Antragstellerin eine mit dem 
Netzbetreiber abgeschlossene Ergänzungsvereinbarung zum Netznutzungs\,!ertrag überdie 
Freistellung von Netzentg~lten nach ·§ 118 Abs. 6 S. 2. EnWG vorgelegt, die unter anderem 

·au~h eine§ 19 Abs. 2 S. 1 StromNEV entsprechende Hochlastzeitfensterregelung umfasst. 

Sie ist der Auffassung, dass die Regelung des § 11 8 Abs. 6 S. 2 EnWG entgege.n der Annahme 
der Beschlusskammer auch eine wiederholte Freistellung von den Netzentgelten ermögliche. 
Auch Sinn· und Zweck der Regelung sprächen gegen eine Ablehnung. Insoweit liege der Reg·e
lurig die grundsätzliche Intention-zugrunde, Investitionen in Speichertechn·ologien in verlässli­

. eher und wirk~ame.r Vfeise anzureizen, u~ die Auswirkungen der Energiewende auf die Stabili
tät der Stromversorgungsnetze auszugleichen. Es bestehe auch kein Wertungswiderspruch mit 
der Regelung des§ 118 Abs. 6 S. 1 EnWG. So sei auch bei neuen, nach dem 31.12.2008 er­
richteten Pumpspeichern nach Ablauf der. 20-jährigen Netzentgeltbefreiung im Fall einer spä~e­
ren Erweiterungsmaßnahme eine sich anschließende Freistellung nach § 118 Abs: 6 S. 2 
StromNEV möglich. · 

( 

----(BK4 ____, 

( 

( - Diese Entscheidung enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
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- Diese Entscheidung enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

Es sei auch nicht davon auszugehen, dass der G~setzgeber eine wiederhÖlte Freistellungmög
lichkeit bei Pumpspeicherkraftwerken habe ausschließen wollen. Im Übrigen sei eine Besser­
stellung von Pumpspeicherkraftwerken aber auch sachlich gßrechtfertigt, da diese aufgrund der 
wenigen laridschafts- und naturschutzrechtlich in Frage kommenden Standorte nur äußerst sel­
ten errichtet werden ·könnten. 

Entg_egen der Begründung des Beschlussentwurfs drohe.auch keine „strategische Ausbau- und 
Erweiterur:igsstrategie". Tatsächlich werde kontinuierlich geprüft, inwieweit es Erweiterungs­
und/oder Erneuerungsmöglichkeiten gebe. S.ofern diese auch ohne Netzentgeltbefreiung wirt
schaftlich ~entabel seien, würden sie auch unmittelbar getätigt und umgesetzt. Eine Zurückhal­
tung solcher Maßnahmen im Hinblick ·auf einen naturgemäß ungewissen Fortbestand der Rege­
lung wäre auch aus betriebswirtschaftlichen Gründen nicht geboten. 

Es sei im Übrigen auch nicht zutreffend, dass die bestehende Freistellungsmöglichkeit immer 
wieder verlängert werden könnte. Vielmehr müsse jede neue Freistellung neu beantragt und an 
den Tatbestandsvorrausetzungen des§ 118 A_bs. 6 S. 2 EnWG gemessen werden. Auch aus 
technischen und wirtschaftlichen Gründen lasse sich das Speichervolumen und die Leistung der 
Ma~chinen nicht belie.big mehrfach erhöhen. 

Im vorliegenden Fall sei der Einsatz neuer Laufräder auch schon in der Vergangenheit unter­
sucht, jedoch aus wirtschaftlichen Gründen zurückgestellt worden. Durch die Maßnahme solle 
nunmehr 27 MW an zus~tzlicher Speicherleistung und damit ein zusät:Zlicher Mehrwert für die 
Systemstabilität geschaffen werden. Der sich für die Antragstellerin ergebene Wert der 
Netzentgeltbefreiung belaufe sich im Vergleich zu .dem sonst geltenden Speicherentgelt nach 

 	 §j_9_Ab_s..jLS_tLO.!JlN.E..V_auLjäbdicb Die-Gewähr.ung-der-Er:eistellung...sei-dat.1er-vo,,...----
raussichtlich auch entscheidungsrelevant dafür, ob die Maßn!=lhme durchgeführt wird oder nicht. 

Vor dem Hintergr_und der erfolgten Stellungnahme wurde der Antragstellerin und dem beteiligten 

Netzbetreiber am 26.07.2022 ein e·rneuter Beschlusseritwurf zur Stellungn~hme übersandt, der 


seweit-elAe-GeAenffligtmg-des-Antrags-vorsieh . 	 · 

Neben dem vorliegenden Antrag ist derzeit noch ein im Wesentlichen inhaltsgleich begründeter 
Antrag der RWE Power Aktiengesellschaft vom 24.06.2021 anhängig. Dieser Antrag richtet sich 
auf den Strombezug der Maschiner A7A8" PSW Säckingen, dessen Pumpstrombezug und · 
Stromerzeugung fest der RWE ·zugeordnet ist. Dieser Antrag wurde ebenfalls als Mitteilung Nr. 
277 in der Ausgabe 19/2021 des Amtsblattes und der Internetseite der Bundesnetzagentur ver­
öffentlicht. · 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Verfahrensakte Bezug genommen. 
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II. 

Die Entscheidung beruht auf§ 118 Abs. 6 S. 2, 4,. 5 EnWG i.V.m. § 19 Abs. 2 S. 5, 11, 12,.17, 
'18 StromNEV. 

1) Formelle Rechtmäßigkeit 

a} Zuständ!gkeit 

Die Voraussetzungen für ein Beschlusskammerverfahren gemäß §§ 54 und 59 Abs. 1 EnWG 
sind erfüllt, denn es handelt sich um eine Entscheidung nach den Regelungen des EnWG 

·bzw. einer auf der Grundlage des EnWG erlassen'en Rechtsverordnung, die ein Energiever- . 
sorgungsunternehmen betrifft, an dessen Verteilnetz über 100.000 Kunden u'nmittelbar oder 
mittelbar angeschlossen sind und die infolgedessen nicht in di~ Zuständigkeit der .Landesre­
gulierungsbehörden nach § 54 Abs. ~ EnWG fällt. · · · · 

b) Anhörung 

Der Antragstellerin wurde gemäß § 67 Abs. 1 EnWG die Gelegenheit zur Stellungnahme ge­
geben. 

c) Beteiligung anderer Behörden 
. . 

Dem Bundeskartellamt und der zuständigen Landesregulierungsbehörde wurde gemäß § 58 
--Abs~1-S~2-6_r.iW.G-r:echtzeitig-Ge legeAheit-2'1.:Jr-&tell1:1r:igr:iahme-eir:igeFäl:lmt:..-. - - -----­ ---

( 

---- -1 

----8 ---,

( 

- Diese Entscheidung enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ­

2) Zulässigkeit des Antrags 

i e-Antragstellerirrist-als-l:etzt'rlerbraucherirrgeriiäß-§-t1-S-Abs:-S-S:-S-EnWC3T.\1:nr:-§"'1'9-.A:~. 4· .--
$. 11 StromNEV grundsätzlich antragsberechtigt. 

Der Zulässigkeit des Antrages steht insoweit auch nicht entgegen, dass es sich vorliegend be­
reits um den zweiten. Antrag auf Freistellung von den Netzentgelten für das betreffende Pump­
speicherkraftwerk handelt. Danach hat die Antragstellerin für das Pumpspeicherwerk Sackingen 
am Standort 79713 Bad Säckingen mit Entnahmestelle am Umspannwerk Kühmoos bereits. am 
05.02.2014 einen Antrag auf Genehmigung der Vereinbarung zur Freistellung von Entgelten für 
den Bezug der zu speichernden Energiemenge gestellt, der mit Beschluss BK4-:14-007 der ent:. 
scheidenden Beschlusskammer vom 05.06.2015 auch vollumfänglich genehmigt worden ·ist. 
Insoweit kann dahinstehen, ob die Regelung des§ 118 Ab~. 6 S. 2, 3 EnWG insoweit beliebig 
oft in Anspruch genommen werden kann. Nach Einschätzung der Beschlusskammer kommt 
eine nochmalige Beantragung jedenfalls dann in Betracht, wenn wie im Vorliegenden Fall die 
erste ·Freistellung aufgrund einer Erhöhung der speicherbaren Energiemenge und die beantrag­
te zweite Freistellung aufgrund einer Erhöhung der. Turbinenleistung erfolgt. Insoweit ist zu be­
rücksichtigen, dass der Gesetzgeber vor dem .Hintergrund der mit der Regelung grun~sätzlich 
bezweckten Förderung· von Pumpspeicherwerken beide Tatbestände jeweils für sich betrachtet 
als für die Gewährung einer 10-jährigen Freistellung angesehen hat. Danach sollte durch die 
Verlängef:ung des Zeltraums der befristeten Befreiung von den Netzentgelten „der wirtschaftli- . 
ehe Anreiz für Investitionen in neue Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie erhöht wer­
den." (vgi. ST-Drucksache 17/6072, Seite 97). Djes spricht dafür, dass.jedenfalls dann, wenn 
der betroffene Letztverbraucher sowohl die Vorrausetzung einer Erhöhung der gespeicherten 
Energiemenge um mindestens 5 Prozent, als auch eine Erhöhung der Turbinen- oder Pumpleis­
tung um mindestens 7,5 Prozent erfüllt hat, dies jeweils au~h eine entsprechende Netzentgelt­
freistellung von 10 Jahren zur Folge hat. Es erscheint insoweit auch·nicht per se missbräuchlich, 
die entsprechenden Maßnahmen zeitHch zu staffeln, so dass im Maximalfall eine Freistell~ng 
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von bis zu 20 Jahren möglich ist. Dies würde insoweit auch genau dem Zeitraum entsprechen, 
.für den auch eine nach dem 31. Dezemqer 2008 neu errichtete Anlage zur Speicherung elektri­
. scher Energie, die ab 4. August 2011, innerhalb von 15 Jahren in Betrieb genommen wurde, 
bzw. noch wird, gemäß § 118 Abs. 6 S. 1 EnWG von der Zahlung von Netzentgelten befreit ist. 

3) Antragsberechtigung 

Die Antragstellerin ist als LetztVeFbraucherin ·gemäß§ 118 Abs. 6 S. 5 EnWG i.V.m. § 19 Abs. 2 
S. 11 StromNEV zur Stellung des Antrags berechtigt. 

4) Laufzeit der Vereinbarung 

Gemäß§ 118 Abs. 6 S. 2 EnWG ist die Vereinbarung überdie Freistellung von Netzentgelten in 
Hinblick auf den Bezug der zu speichernden Energiemenge auf einen Zeitraum von zehn Jahren· 
~b Inbetriebnahme der anspruchsbegründenden Erweiterungsmaßnahme zu befristen. Gemäß . 
§ 118 Abs. 6 S. 6 EnWG gilt als Zeitpunkt der Inbetriebnahme der erstmalige Bezug von elektri­
scher Energie na.ch Abschluss der Maßnahmen zur Erhöhung der elektrischen Pump- oder Tur.: 
binenleistung oder der speicherbaren Energiemenge. Nach Ablauf von zehn Jahren erlischt die · 
Genehmigung ~er Vereinbarung automatisch.. · 

5) Begründetheit des Antrags 

a) Der Antrag ist im genehmigten Umfang begründet. 

ReGhts§Ft:JAElla§e-Eler-Genehmi§l:lng-ist-§-H8-Abs~6-S:-5:-EnWG:-E>anach-erfolgt-die-Freistel-- --
lung von Netzentgelten nach§ 118 Abs. 6 S. 2 EnWG durch Genehmigung in Anwendung der 
verfahr~nsrechtlichen Vorschriften nach § 19 Abs. ~ StromNEV. 

§ 118 Abs. 6 s..5 .EnWG verweist bezüglich.der verfahrensrechtlichen Vorg;:iben auf 
1-g-AlJ~ISOStromf\!E .. 1e 1m o au unver n e e assung es 8 s. 6 

EnWG ist am 04.08.2011 durch Artikel 1 des Gesetzes zur Neuregelung energiewirtschaftlicher 
Vorschriften.(EnWG) vom 26. Juli 2011 erstmals als § 118.Abs. 7 EnWG in Kraft getreten: 
Bundesgesetzblatt Teil 12011 Nr. 41 03.08.2011 S. .1554 · · 

Der Verweis richtet sich auf die.gleichfalls mit dem EnWG (Artikel 7) am 04.0~.2011 in Kraft 
getretene Fass.ung der StromNEV (im Felgenden alte Fassung). Es handelt .sich hierbei um eine 

dynamische Verweisung auf die Regelungen der StromNEV, die seitdem mehrmals, zuletzt 

durch die „Verordnung zur Änderung von Verordnungen ·auf dem Gebiet des Energiewirtschafts- · 

rechts" vom 14. August.2013, angepasst wurde. · 


Der Verweis auf§ 19 Abs. 2 S. 3 StromNEV alte Fassung ist als Klarstellung der bereits in . 
§ 118 Abs. 6 S. 5 EnVVG geregelten Genehmigungspflicht anzusehen und findet.sich inhaltlich 
,gleichbedeutend in § 19 Abs. 2. S. 5 StromNEV aktuelle Fassung. § 19 Abs. 2 S. 4, 5 Strom
NEV alte Fassung beinhaltet die Antragsrech~e·und die Pflichten zurVorlage von Unterlagen. 
Diese sind nunmehr in § 19 Abs. 2. S. 11, 12 StromNEV geregelt: Eine Änderung zu Regelung 
mit Stand vom 04. August 2011 besteht dahingehend, als dass die Antragstellung nunmehr 
ausschließlich durch den Letztverbraucher, hier der Betreiber des Pumpspeicherwerks, zu erfol­

' gen hat. Dieser hat alle zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Der Netzbetreiber 
ist in diesem Zusammenhang allerdings zur Mitwirkung durch Bereitstellung der entsprechenden 
Informationen an den Letztverbraucher verpflichtet.§ 19 Abs. 2 S. 9, 10 StromNEV alte Fas­
sung stellt klar, dass.für die Abrechnung des individuellen Netzentgelts, die jeweiligen.An­
spruchsvoraussetzung auch tatsächlich erfüllt sein müssen. Die entsprechenden Regelungen in 
§ 19 Abs. 2, S. 17, 18 StromNEV sehen dem gegenüber vor, dass bei Nichteinhaltung der An
spruchsvoraussetzungen eine Abrechnung der Netznutzung den tatsächlich eingetretenen Ver-· 
hältnissen entsprechend zu erfolgen hat. Materiell ist dies bei einer Genehmigung nach§ 118 

( 	

---- ---1 

-----j3

( 	

.. 

- Diese Entscheidung enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
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Abs. 6, S. 2, 4, 5 EnWG in der Regel gleichbedeutend mit einer Abrechnung zu den allgemein 
gültigen Netzentgelten. 

Gemäß§ 118 Abs. 6, S. 2 EnWG hat der Betreiber eines Pumpspeicherwerks in Abweichung 
von.§§ 16, 19 StroniNEV gegenüber dem Betreiber der Elektrizitätsversorgungsnetzes einen 
Anspruch auf Freistellung von Netzentgelten in Hinblick auf die zu speichernde elektrische 
Energie, wenn die elektrische Pump- oder Turbinenleistung dieses Pumpspeicherwerks gemäß 
§ 118 Abs. 6 S. 2 EnWG nachweislich um mindestens· 7 ,S Prozent oder deren speicherbare 
Energiemenge nachweislich um mindestens 5 Prozent ab dem 4. August 2011 erhöht Wt.Jrde 
und zugleich gemäß § 118 Abs. 6 S. 4 EnWG auf Grund vorliegender oder prognostizierter Ver­
brauchsdaten oder auf Grund technischer oder vertraglicher Gegebenheiten offensichtlich.ist, . 
dass der Höchstlastbeitrag der Anlage vorhersehbar erheblich von der_ zeitgleichen Jahres­
höchstlast aller Entnahmen aus dieser Netzt- oder ·Umspannebene abweicht. Dies ist vor liegend 
der Fall. · · 

. . . . 

b) Erfüllung der Tatbestandsvoraussetzungen des § 118 Abs. 6 S. 2 EnWG 

Die Erweiterung des Pumpspeicherwerks erfüllt die Tatbestandvoraussetzungen des · 


· ( § 118 Abs. 6 S. 2 EnWG. . . 


Gemäß § 118 Abs. 6 S. 2 EriWG ist der Betreiber eines Pumps·peicherwerks dann von der Zah­
lung von Entgelten für den Netzzugang.in Hinblick auf die zu speichernde Energiemenge für 
einen Zeitraum von zehn Jahren ab der lnb~triebnahme naqh Abschluss einer Erweiterungs- · 
maßnahme zu befreien, werin entweder die elektrlsc;:he PLJmp- oqer Turbinenleistung des 
Pumpspeicherwerks nachweislich um mindestens 7,5 % oder die speicherbare Energiemenge 

----~acllw.eislicb_um_mindestens-5-°lo-ab-dem-4-~ugust-20~-1-er.höl:lt-wir:d-._____________, 

. . . 
Die ursprüngliche Fassung der gesetzlichen Regelung zur·Begünstigung von Pumpspeicher~ 
werken trat durch Artikel 2 G des Gesetzes zur Beschleunigung des Ausbaus der Höchstspan­
nungsnetze erstmals am 26.08.2009 als§ 118 Abs. 7 EnWG in Kraft (Gesetz vom 21.08.2009­

---,.--1BGB+:-'"feiH-2009-Nr.5~5:08:2CJel~0}:-Hrerbei sah der Gesetzgeb'enlrrs-s-ct'il~llctiel-----t 
Begünstigung von nach dem 31 .12.2008 neu errichteten Anlagen zur Speicherung elektrischer . 
Energie durch befristete Befreiung von den Entgelten für den Netzzugang vor. Eine entspre­
chende Begünstigung von Investitionen in Umbau- und Erweiterungsmaßnahmen von beste- · 
henden Pumpspeicherwerken waren hierbei zunächst nicht vorgesehen. Damit wurden aus­
schließlich Neubauten und keine Erweiterung_smaßnatimen an bestehenden Pumpspeicherwer­

( 	 k.en begünstigt. Eine Regelung in Hinblick auf die Erweiterung bestehender Pumpspeicherwerke 

trat erstmals mit Artikel 1. des Gesetzes zur Neuregelung energiewirtschaftllcher Vorschriften mit 

Wirkung zum 04.08.2011als § 118 Abs. 7 S. 2 EnWG in Kraft (Gesetz vom 26.07.2011 - BGBI: 

Teil 12011Nr.41· 03.08.2011, s-. 1554). . . . · · 


Aus der Gesetzbegründung ·geht hervor, dass der Gesetzgeber somit gezielt Investitionen fn 
Umbau- und Erweiterungsmaßnahmen anreizen wollte ·(BT-Drs. 17/6072). Andernfalls wären 
derartige Investitionen im Vergleich zu den ebenfalls begünstigten Investitionen in neuerrichtete 
Speicheranl_agen schlechter gestellt. Folglich strebt .der Gesetzgeber mit der Gesetzesänderung 
in Hinblick auf die Begünstigung eine·gewisse Angleichung der Situation, vor der Betreiber be­
stehender Anlagen bei lnvestitipnsentscheidungen stehen, zu der $ituation von Betreibern voll­
ständig neu zu errichtender PumP.speicherwerken, an. Dem Umstand, dass eine vollständige 
Neuinvestition im Vergleich zur reinen Erweiterung einer bestehenden Anlage mit höheren Risi­

. 	ken und in der Regel mit deutlich höheren Anschaffungs- und Herstellungskosten verb_unden ist, 
trägt der Gesetzge~e.r schließlich dadurch Rechnung, dass der . ßefreiungszeitra~m von ·neu 
errichteten Pumpspeicherwerken doppelt so lang gewählt ist, wie der von erweiterten Pump­
speicherwerken. .Der kürzere:? BefrE:?iungszeitraum rechtfertigt sich im übrigen auch damit, dass 
sich die Befreiung auch auf die bereits vorhandene und somit von der Erweiterung nicht erfasste 
Pump- und Turbine~leist.ung, bzw. Speichermenge erstreckt. · 

- Diese Entscheidung enthält Betrieb_s- und Geschäftsgeheimnisse ­



Die (3esetzänderung soll in Hinblick auf den Ausbau bestehender Pumpspeicherkraftwerke ". 
Mängel.an der bisherigen Anreizstruktur für Investitionen in Speich~rinfrastruktur beseitigen 
(Vgl. Herzmann§ 118 Übergangsregelungen (2015) , in: Britz, Hellniann Hermes (Hrsg.); ENWG 
- Energiewirtschaftsgesetz Kommentar, S. 1682; München: C.H. Beck): Aus der Gesetzesbe­
gründung wird ebenfalls deutlich, dass nur tatsächliche Umbau- und Erweiterungsinvestitionen 
begünstigt werden sollen, die den Nutzen von Pumpspeicherwerken für das elektrische System 
erhöhen. Neben der Erhöhung der elektrischen Pump- oder Turbinenleisturig wird in der Be-. 
gründung konkret die Erhöhung der speicherbaren Energiemenge durch Vergrößerung der 
Wasser aufnehmenden Becken oder die Erhöhung des Anlagenwirkurgsgrades genannt. Die 
kumulative Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen; nach der sowohl die Pump- oder Turbi­
nenleistung der Anlage, als.auch die zu speichernde Energiemenge zugleich in einem bestimm­
ten Umfang erhöht werden müssen, ist mit der Änderung des § 118 Abs. 6 S. 2 EnWG durch 
Artikel 1 des Dritten Gesetzes zur Neuregelung energiewirtsch?ftlicher Vorschriften vom 
28.12.2012 entfallen (Gesetz vom 20.12.2012- BGBI. Teil 12012 Nr. 61 27.12.2012; S. 2730). 
Zugleich wurde hierbei der jeweils erforderliche Umfang für die anspruchsbegründende Erhö
hung der Pump- oder Turbinenleistung von f5 Prozent auf 7,'5 Prozent abgesenkt. 

·Zur Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen nach § 118 Abs. 6 S. 2 EnWG ist folglich entwe­
der die Erhöhung der. installierten Turbinen- oder Pumpleistung um minciestens 7,5 Prozent o­
der die Erhöhung der speicherbaren Energiemenge um mindestens 5 Prozent durch konkrete . 
Umbau.- oder Erweiterungsinvestitionen i,n eihe. bestehende Anlage nachzuweisen . . 

Fraglich ist vorliegend zwar, ob eine zeitlich befristete Frei~tellung § 118 Abs. 6 EnWG noch mit 
den Vorgaben der Artikel .18 Elektrizitätsbinnenmarkt-Verordnung vereinbar ist, wonach die 

~.e.tz.entg.eJte_die..Ener.giespeicher.u11g-0der-=aggr.egier.ung-weder-bev0rteilen-n0eh-benaehtei l igeA-
und auch keine Negativanreize für Eigenerzeugung; Eigenverb,rauch oder die Teilnahme 
an der Laststeuerung setzen dürfen. Eine Bewertung mussjedoch vorliegend offenbleiben, da 
es sich insoweit um geltendes Bundesrecht handelt, welches v'on der Beschlusskammer als 
ausführende Behörde zu beachten ist„. · 

i) Erweiterungsmaßnahme 

Die Erweiterungsmaßnahme genügt den in§ 118 Abs. 6 S. 2 EnWG formulierten·Anforderun­

gen. 

Nach A!'lgabe der Antragstellerin sollen durch Investitionen in den Umbau der Maschinen des 

PSW Säckingen, bei dem unter anderem neue Laufrä.der und Leitapparate eingesetzt werden, 

die Turbinenleistung des Kraftwerks von aktuell 360 MW (Anteil der Antragstellerin -180 MW) 
auf mindesten~ 387 MW erhöht 'werden. Dies entspricht rechnerisch einer Erhöhung der Turbi­
.nen- oder Pumpleistung .der Anlage um 7,5 Prozent. · 

ii) Zeitpunkt der Erweiterung 

Die Erweiterungsmaßnahme ist noch nicht abgeschlossen. Der Abschluss der Erweiterungs­
ma.ßnahme erfolgt voraussichtlich im Januar 2026. Da der Abschluss der E;rweiterungsmaß­
nahme in der Zukunft liegt, kann ein.e Freist~llung von den Entgelten für den Netzzugang erst 
ab dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme nach Abschluss d~r Erweiterungsmaßnahme erfolgen. 

· c) Erfüllung der Tatbestandsvoraussetzungen qes § 118 Abs. 6 S. 4 EnWG 

Die zwischen den Beteiligten geschlossene Vereinbarung über die Freistellung von Entgelten für 
den Netzzugang erfüllt darüber hinaus auch die Voraussetzungen des § 118 Abs. 6 S. 4 EnWG. 

Es ist aufgrund der vorliegenden Verbrauchsdaten und der technischen Gegebenheiten offen­
sichtlich, dass der Höchstlastbetrag des Pumpspeicherwerks der Antragstellerin im Zeitraum ab 
A~schluss der Erweiterungsmaßnahme vorhersehbar erheblich von der zeitgleichen Jahres-: 

( 

----- --­

( 

- Diese Entscheidung enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

-8­

­

­



c 

( 

---- --1 

--"'----~

- Diese Entscheidung enihält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ­

höchstlast aller Entnahmen aus der betreffenden Netz- oder Umspannebene abweichen wird. 
Insoweit ist zu berücksichtigen, dass es sich hierbei, wie bereits der Begriff „vorhersehbar"· ver­
deutlicht, um eine Prognoseentscheidung·der Beschlusskammer handelt, da sich die tatsächlich· 
eingetretene zeitgleiche Jahreshöchstlast naturgemäß nur nachträglich (ex-post) feststellen 
lässt. · · : · 

Da die Fahrweise von Pumpspeicherwerken und damit der Bezug elektrischer Energie innerhalb 
und außerhalb der Hochlastzeitfenster grundsätzlich durch den Anlagenbetreiber steuerbar ist, 
ist davon auszugehen, dass die Antragstellerin auch in Zukunft in der Lage sein wird, ein netz­
dienli.ches Verhalten in dem Sinne zu erzielen, dass der Höchstlastbei.trag im Hochlastzeitfens­
ter erheblich von der Jahre.shöchstla.st der Anlage abweicht. 

Um diesbezüglich eine für alle ·Marktteilnehmer transparente und einheitliche Entscheidungs­
praxis sicherzustellen und Unsicherheiten bei der .Ausgestaltung des § 118 Abs. 6 S. 4 EnWG 
zu vermeiden, wird auf die gleichen Kriterien zurückgegriffen, die von der Bundesnetzagentur 
für die Anwendung des§ 19 Abs. 2 S. 1 StromNEV entwickelt wurden. Die Anspruchsgrundlage 
für indiyiduelle Netzentgelte in § 19 Abs. 2 S. 1 StrpmNEV ist inhaltlich insoweit vergleichbar,· als 
es auch hier darauf .ankommt, dass das Entgelt dem besonderen Nutzungsverhalten d.es be­
troffenen Letztverbrauchers Rechnung tragen muss. Dies ist auch bei § 19 Abs. 2 S. 1 Strom­
.N.EV der Fall , wenn auf Grund vorliegender oder prognostizierter Verbrauchsdaten oder auf 
Grund technischer oder vertraglicher Gegebenheiten offensichtlich ist, dass ihr Höchstlastbei­
trag vorl)ersehbar von der zeitgleichen Jahreshöchstlast aller Entnahmen aus dieser Netz- oder 
Umspannel::iene abweicht. Insoweit ist die Anspruchsvoraussetzung in Hinblick auf netzdienli­
ches Verhalten nach§ 1-18 Abs. 6. S. 4 EnWG inhaltsgleich aus§ 19 Abs. 2. S. 1StromNEV 

-·-=ü=b=er'"'"n=o""'m ....m~e..llW.oLde.o_Dle..Konkr:etisier.ungen-der-BeschlusskaITTmer-f:lierau-gelten-entsi:>re·-----
chend. · · 

Die für § 19 Abs. 2 S. 1 StromNEV von der Bundesnetzagentur entwickelten Kriterien.wurden 
mit den betroffenen Unternehmen und Interessenverbänden öffentlich konsultiert. 

i:ir-E~eitert:1AE)Smaß-Aal'lmen-an-Pt1mpspeicherwerkerrwerdern:faher emtspre~l'R1clle mlial s­
gleic.hen Regelungen au? de.n Festlegungen BK4-12-1656 „Festlegung zur sachgerechten Er­
mittlung individueller" Entgelte nach§ 19 Abs. 2 S. 1 StromNEV' und BK4-13-739 0 Festlegung 
hinsichtlich der si=ichgerechteri Ermittlung individueller Entgelte nach § 29 Abs. 1 und 
Abs. 2 Satz 1 EnWG i.V.m . . § 19 Abs. 2 StromNEV u~d § 30 Abs. 2 Nummer 7 StromNEV in der 
Fassung des Arf. 2 der Verordnung zur Änderung von Verordnungen auf dem Gebiet des Ener­
giewirtschaftsrechts vom 14.08.2013 (BGBI. 1S. 3~250)" herangezog~.n. Dies betrifft insbeson­
dere die hier relevanten Regelungen zur Be.stimmung von Hochlastzeitfenstem und zur Ermitt­
lung ~er atypischen ·Nutzung im Sinne einer erheblichen Verlagerung von Leistl!ng auf Zeiträu­
me außerhalb der Hochlastzeitfenster. 

Danach ist es zur Feststellung einer vorhersehbaren und erheblichen Abweichung des Höchst­
lastverbrauchs eines Letztverbrauchers von der tatsächlichen Jahreshöchstlast zunächst erfor­
derlich, Hochlastzeitfenster zu bestimmen, um so die bestehende Un.sicherheit zwischen Vor­
hersehbarkeit und tatsächlich~m Eintritt der zeitgleichen Jahreshöchstläst erfassen zu können. 
Zur Beurteilung, ob eine erhebliche Abweichung von der Jahreshöchstlast i. S. v. § 118 Abs.·6 · 
S: 4 EnWG vorliegt, wird darüber hinaus eine Erhe~lichkeitsschwelle für erforderlich gehalten. 

·i) Ermittlung·v0n Zeitfenstern · 

Die in der Vereinbarung beschriebenen Hochlastze.itfenster wurden vom Netzbetreiber entspre­
chend der Berechnungsmethodik der Bundesnetzagentur ermittelt. 

ii) Erheblichkeitsgrenze 

-9- · 




Ausgehend von den-vorliegenden Prognosen zum Nutzungsverhalten wird der Höchstlastbeitrag 
.der Antragstellerin aller Voraussicht nach vorhersehbar erheblich von der prognostizierten zeit-· 
gleichen Jahreshöchstlast der übrigen Entnahmen des Netzes im Genehmigungszeitraum ab­
weichen. 

Um. sicherzustellen, dass der Höchstlastbeitrag der Antragste.llerin vorhersehbar erheblich von 
der prognostizierten zeitgleichen jahreshöchstlast der übrigen Entnahmen des Netzes abwei­
chen wird, ist ein individuelles Entgelt' nur dann anzl:Jbieten, wenn die voraussichtliche Höchst
last des betroffenen Pumpspeicherwerks. innerhalb .der Hochlastzeitfenster einen ausreichenden 
Abstand zur voraussichtlichen Jahreshöchstlast außerhalb der Hochlastzeitfenster aufweisen 
wird. In diesem Sinne werden Pumpspeicherwerke mit solchen Le.tztverbrauchern gleichbehari­
delt, di~ aufgrund ihres tatsächlichen Nutzungsverhaltens in der Lage sind, ihren Beitrag zur 
zeitgleichen Jahreshöchstlast deutlich zu senken u'nd in die Schwachiastzeiten zu verlagern und 
die damit al!ch einen tatsächlichen Beitrag zur l angfristig~n Senkung der Netzkosten leisten. 
Dies dient der Unterscheidung von solchen Letztverbrauchern, bei den~n die individuelle · 
Höchstlast in den. Hochlastzeitfenstern prima facie eher zufäilig und ·in vielen Fällen auch nur 
sehr geringfügig unter der absoluten Jahreshöchstlast li~gt und die damit gerade nicht zu einer

·langfristigen Senkung der Netzkosten beitragen, weil sich ihr tatsächliches Verbrauchsverhalt~n 
nicht prognostizieren lässt' und ihr Beitrag zur Kostensenkung nur marginal ins Gewicht fällt. 
Bei der Bemessung des Umfangs der Erheblichkeitsschwelle ist nach· Auffassung der Be­
schlusskammer nach Netz-(Umspannebenen zu unterscheiden, da sich Lastahsenkungen in 
ein~r bestimmten Netz-/Umspannebene unterschiedlich für die allg~meinen Netznutzer auswir
ken. ba die Reduzierung der Leistungen eines Letztverbrauphers auf der höheren Netz­
....,/U_msp.anne.b.en.e_w.e.rtcnäßig_deutlicb..großer:.ist,..ist-die-Er.heblichkeitssct:lwelle-für-der:artige-L:etit
verbraucher prozentual geringer zu gestalten, als für Letztverbraucher der nachgelagerten Netz­
/Umspannebenen. 

. . 
Nach Auffassung der Beschlusskammer sind die nachfolgenden prozentualen Mindestabstände 

-A0eA-a~sreieheAci-a~2t1sehen...:..·~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~

Netz-/Ums annebene HöS · HöS/HS HS HS/MS MS MS/NS NS · 
Erheblichkeitsschwelle 5% 10% 10% 20% · 20% 30% 30% 

Hierbei ist zugleich eine Mind~stverlagerung von 100 kW in allen Netz- und Umspannebenen . 
einzuhalten. Dieser Mindestabstand wird aller Voraussicht nach sehr deutlich überschritten wer­
den. · · · · 


iii) Prognosesicherheit 

Die Annahme, dass der H9chstlastbeitrag des ·LetzfVerbrauchers im Genehmigungszeitraum 
erheblich von der zeitgleichen Jahreshöchstlast aller Entnahmen aus der betreffenden Netz­
ader Umspannebene abweichen wird, stützt sich vorliegend darauf, dass nachvollziehbar darge­
legt wurde, dass .die Entnahme dergestalt geplant und gesteuert wird, dass die temporäre Spit­
zenlast außerhalb der fµr den Genehmigur:fgszeitraum der Vereinbarung relevanten Hochlast­
zeitfenster benötigt wird. 

d) V_o~~enal.t c;fes ~atsächlichen Eintritts der Voraussetzungen 

Die Parteier:i werden darauf hingewiesen, ·dass qie Vereinbarung bereits von Rechts wegen (vgl. 
§ 118 Abs. 6 S. 4, 5 EnWG i.V.m. § 19 Abs. 2 S. 17 StromNEV) unter dem. Vorbe.halt steht, · 
dass sie nur solange gilt, wie sich das Lastverhalten des Letztverbrauchers tatsächlich so dar­
st~llt, wie prognostiziert und dadurch die Voraussetzungen des § 118 Abs. 6 S. 4 EnWG erfüllt 
sind. 

( 

_,,____ ----1 

~----r.1ls ~---t 

( 

- Diese Entscheidung ·enthält Betriebs· und Geschäftsgeheimnisse 

-10­

­

­

­



Die im Tenor zu 2. enthaltene Auflage, de·r Beschlusskammer unaufgefordert eine Abschrift der 
jeweiligen Jahresabschlussrechnung.zu überlassen, beruht auf§ 36 Abs. 1 VwVfG. Danach ist 
die Verpflichtung zur Vorlage der Jahresendabrechnung erforderlich, um der ~eschlusskammer 
insoweit die Kontrolle der Einhaltung des§ 19 Abs. 2 S. 17 StromNEV zu ermöglichen. Sie stellt 

. f~r die Antragstellerin auch keine unangemessene Belastung dar. 

e) Umfang der Netzent~eltbefreiung 
. 	 . 

Die Freistellung von den Entgelten für den Netzzugar:ig in Hinblick auf die zu speichernde elekf
.	ris~he Energie für ein erweitertes. Pump~peicherwerk gemäß § 118 Abs. 6 S. 2 Er'IWG umfasst 
den Leistungs- und Arbeitspreis. Die Befreiung richtet s°ich auf die gesamte zu speichernde 
Energiemenge ohne Berücksichtigung von·Wirkungsgradverlusten zwischen Speicherung und 
Entspeich~rung der elektrischen Energie. 

. . 

Energiebedarfe für Nebeneinrichtungen und sonstige Einrichtungen des Betre ib~rs die nicht in · 
unmittelbarem und untrennbarem Zusammenhang mit den technischen Einrichtungen des 
Pumpspeicherwerks und des Betriebs von diesen Einrichtungen stehen, sind nicht von dem 
Freistellungsanspruch umfasst. · ·

Die Befreiung umfasst ausschließlich das eigentliche Netzentgelt, welches sich gemäß 
'§ 17 Abs. 2 StromNEV aus· dem Jahresleistungs- und Arbeitspreis zusammensetzt. Nicht mit­
umfasst sind die gemäß§ 17 Abs. 7 StromNEV ferner zu zahlenden Entgelte für den Messstel­
lenbetrieb und die Messung, sodass der Antrag der Antragstellerin nicht genehmigt werden 
kann, soweit er sich auf die Freistellung vo·n den Entgelten· für den Messstell~nbetrieb und die 

__,· M~es=s=u=ng erstreckt. Dies 
1 
ergibt sich bereitß_alls_de.ro_G_e.s.e.tz.e.s.w.ortlaulder...sicb...autdie_Ereiste

lung von den Netzentgelten b~schränkt. Diese sind in § 17 Abs. 2 StromNEV abschließend defi­
niert. Insoweit ist auch zu berücksichtigen, dass sich aus dem besonderen Nutzungsverhalten 
des Pumpspeicherkraftwerks keine Effekte auf die die Entgeltpositionen aus § .17 Abs. 7 · 
StromNEV ableiten lassen, die eine Reduzierung auch dieser Positionen gerechtfertigt erschei
ließ~~t:>ei:»alls-Aiel1t-1:1mfasst-siA9-etwai~~~elte-des-Betfeiber-s-des-P1:1mpspeiche,...
werks für in Anspruch genommene Netzreservekapazitätsleistungen. Nicht umfasst sind ferner 
weitere Rechnungspositionen wie die· KWK-Abgabe oder die Konzes~ionsabgabe, da es sich 
insoweit u111 gesetzliche.Umlagen handelt, die ebenso wenig Bestandteil qes Netzentgelts sind, 
wie etwa die EEG-Umlage und die Offshore-Umlage. Gleiches gilt für die von den Übertra-· 
gungsnetzbetreibem erhobene § 19-Umlage. 
Etwaige vom Betreiber des Pumpspeicherwerks zu z~hlende Entgelte für singulär genutzte· Be­
triebsmittel nach§ 19 Abs·. 3 St'romNEV sind nach Auffassung der Beschlusskammer nicht von 
der Befreiung umfasst. · 	 · 

f) Befristung 

Die Freistellung Entgelten für den Netzzugang vqn Pumpspeicherwerke deren elektrischen 
Pump- oder Turbinenleistung nachweislich um mindestens 7,5 Prozent oder deren speicherbare 
Energiemenge um mindestens 5 Prozent nach dem 04. ·August 2011 erhöht wurde, gilt gemäß 
§ 118 Abs. 6 S. 2 EnWG für einen Zeitraum von zehn Jahren ab 1nbetriebnahme. Gemäß · 
§ 118 Abs. 6 S. 6 EnWG gilt als Zeitpunkt der Inbetriebnahme der erstmalige Bezug von elektri­
scher Energie nach Abs.chluss der Maßnahme zur Erweiterui:ig des Pumpspeicherwerks. Abge­
schl6ssen ist:eine Erweiterungsmaßnahme aus Sicht der Beschlusskammer, wenn diese in den 
Wirkbetrieb genommen wird. 

Die Erweiterungsmaßnahme an dem Pumpspeicherwerk Säckingen wird voraussichtlich im Ja­
nuar 2026 abgeschlossen. Die Befreiung gilt ab dem Zeitpunkt der tatsächlichen Inbetriebnah
me nach Abschluss der Erweiterungsmaßnahme. Sie ist ab diesem Zeitpunkt auf zehn Jahre 
befristet. 

( 

___ _ l--------1
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g) Nachweis der lnbetrieqnahme· 

Die Auflage im Tenor zu 4., der Bundesnetzagentur unverzüglich einen Nachweis über die er
folgte Inbetriebnahme nach Abschluss def: Erweiterungsmaßnahme zu übermitteln, beruht auf 
§ 36 Abs. 1 VwVfG. Dan;:~th darf ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch besteht, mit einer 

. Nebenbestimm.ung versehen werden, um sicherzustellen, dass· die gesetzlichen Voraussetzun­
gen des Verwaltungsaktes aucf:l tatsächlich erfüllt werden. Vorliegend soll durch die Auflag~ 
sichergestellt werden, dass die gesetzliche Voraussetzung des Verwaltungsaktes, na9h der die 
Freistellung ab Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Erweiterungsmaßnahme erfolgt, auch tatsäch­
lich erfüllt werden. 

h) Widerrufsvorbehalt 

Der im Tenor zu 5. enthaltene Vorbehalt des. vollständigen oder-teilweisen. Widerrufs beruht 
ebenfalls auf§ 36 Abs. 1 VwVfG. Wie bereits dargestellt, steht die Vereinbarung einer Netzent­
geltbefreiung bereits gemäß § 19·Abs. 2 S. 17 StromNEV unter dem gesetzlichen Vorbehalt, 
dass die Vereinbarung nur solange giit, wie die Voraussetzungen des § 118 Abs. 6 S. 4 EnWG 
in Hinblick auf das Lastverhalten des Pumpspeicherwerks erfüllt sind. 

Der Widerrufsvorbehalt ermöglicht der Beschlusskammer in den Fälle'n, in denen die nach § 118 · 
Abs. 6 S: 4 EnWG erforderlichen Voraussetzungen für die Freistellung von Entgelten für den 
Netzzugang in einem in den Genehmigungszeitraum. fallenden Abrechnungsjahr entgegen der 

_	u=r-=sP-rünglichen Progno_s_e_t.at.s.äcbli.c.bJ.lichletlüllLwoLdea..sind,-d le-'JJ./l~ksamkeit-der-Genehmi-:---
gung oder teilweise mit Wirkung. für die Zukunft zu beenden. · 

Der Widerrufsvorbehalt ermöglicht der Beschlusskammer ferner in solchen Fällen, in denen 
eine Erweiterungsmaßnahme eines Pumpspeicherwerks noch nicht abgeschlossen ist, die Ge­
-1-1· et:lFRi§11:1Ag-1:1AvefrflglieA-a~heben,fgfls-die-Erweitertmgsmaßnal 1111e 11acti-Abschl"'os""'s,.-1m1i"'ci-.+-- --
den anspruchsbegründenden Umfang einer Erhöhung von mindesten 7,5 Prozent der elektr.i:- . . 
sehen Pump- oder Turbinenle.istung oder der speicherbaren Energiemenge um mindestens 
5 Prozent trotz anderslautender Planung erzielt. · 

III. Gebühren 

Hinsichtlich der Kosten bleibt ein geso~derter Bescheid gemäß § 91 EnWG vorbehalten. 

( 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde zulässig. Sie ist sc~riftlich binnen einer mit der Zu­
stellung des Beschlusses· beginnenden Frist von einem Monat bei der Bundesnetzagentur für 
l;lektrizität, Gas, Telekommunikation, Post. und Eisenb;;ihnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn (Post­
anschrift: Postfach 80 01, 53105 Bonn).einzureichen. Zur Fristw~hrung genügt jedoch, wenn die 

· Beschwerde innerhalb dieser Frist bei dem Beschwerdegericht, dem Oberlandesgericht Düssel­
dorf (Ha'usan~ch~ift: Cecilienallee 3, 40474 Dqsseldorf) eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die ·Frist für die Beschwerdebegründung beträgt einen Mo­
nat. Sie beginnt mit der Einlegung der ~eschwerde und kann auf Antrag von dem oder der Vor­
sitzenden . dßs Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdebegründung muss die 
Erklärung enthalten, inwieweit die Entscheidung angefoc~ten und ihre Abänderung oder Aufhe­
bung beantragt wird. fßrner muss sie die Tatsachen und BeweismJttel angeben, auf die sich die 
Beschwe.rde stützt. Beschwerdeschrift ~nd Beschwerdebegründung müssen dürch einen 
Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

Die Besch~erde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Alexander Lüdtke-Handjery Rainer Busch Roman Smidrkal 

- Vorsitzender' - - Beisitzer - - Beisitzer ­

( 


- Diese Entscheidung enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ­
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